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General gewann gegen Minister, aber Reformdiskussion geht weiter
Schwere Niederlage für Verteidi-
gungsminister Norbert Darabos:
Edmund Entacher ist wieder Gene-
ralstabschef.

Ich kann die Euphorie
über die Rückkehr des Gene-
ralstabschefs Herrn Ent-
acher nicht ganz nachvoll-
ziehen.

Als kritischer Staatsbürger
frage ich mich schon, wer
diesen Staat eigentlich re-
giert: Die gewählten Manda-
tare und Minister oder die
weisungsgebundenen Be-
amten? Es scheint wohl eher
das Zweite der Fall zu sein.
Reformblockierer, wohin
man schaut. Paradebeispie-
le sind das Bundesheer oder
auch die Bildungspolitik.
Der oberste Reformblockie-
rer, zweiter Nationalrats-
präsident, Gewerkschafts-
chef usw. wird uns Staat-
bürger noch das Fürchten
lehren.

Adolf Pölzler
per eMail

Durchhalten für neuen Posten
Wie schwach muss ein Mi-

nister sein, dass er zwar vor-
gibt, die Entscheidung der
Kommission zu akzeptieren,
aber sich sofort auf das Pri-
mat der Politik zurückzieht.

„Die haben schon recht,
aber ich habe rechter! Weil
ich bin der Chef!?“

Was ist nun, wenn sich der
Bundespräsident Fischer
ebenfalls darauf beruft,
dann müsste er Darabos
feuern.

Aber Darabos wird sicher
so lange gehalten, bis der
Sessel des LH in Burgenland
frei wird. Wen wundert es,
dass die Bürger poltikver-
drossen sind?

Horst Reingruber
per eMail

Plädoyer für ein Berufsheer
Längst haben viele Staaten

die allgemeine Wehrpflicht
abgeschafft und sind auf ein
Berufsheer umgestiegen.
Auch in Österreich ist es
endlich an der Zeit, ein hoch
ausgebildetes Berufsheer zu
schaffen, das effizient und
kostengünstig arbeitet.

Eine Vielzahl der Kaser-
nen könnten so geschlossen
und das Geld für weit sinn-
vollere Ding aufgewendet
werden. Dass Entacher nun
wieder an der Seite von
Minister Darabos arbeiten
soll, kann diesen Prozess nur
bremsen. Man kann nur
hoffen, dass sich anderswo
ein Platz für ihn finden lässt.

Isabella Gruber
per eMail

Politik gibt Linie vor
Man kann zur Abschaf-

fung der Wehrpflicht stehen,
wie man will, aber in einem
hat Darabos auf jeden Fall
recht: Es gibt ein Primat der
Politik, dem sich auch Spit-
zenbeamte zu fügen haben.
Auch in der Privatwirtschaft
würde es kein Chef einfach
so hinnehmen, wenn ein
Mitarbeiter gegen seine Ent-
scheidungen agiert. Auch
wenn Entachers Abberufung
juristisch scheinbar nicht
zulässig war, hat der Minis-
ter richtig gehandelt! Er hat
die Linie in der Verteidi-
gungspolitik vorzugeben,
nicht irgendein – demokra-
tisch nicht legitimierter –
General.

Bernhard Hrdlicka
per eMail

„Ein Feind des Bundesheeres“
In welchem Land leben

wir, in dem ein Wehrdienst-
verweigerer als Verteidi-
gungsminister die Wehr-
pflicht entgegen Verfassung
und Vernunft umbringen
will? In dem Darabos den
höchsten Offizier des Bun-
desheeres aus reiner Willkür
entgegen jedes Recht ent-
fernt –, weil General Ent-
acher seine fachlich-persön-
liche Meinung geäußert hat?
In dem dieser Minister auf
Betreiben seines Kabinett-
chefs Kammerhofer den ei-

genen, ehemaligen Kommu-
nikationschef als privaten
Betreiber des gemeinsam
aufgebauten „Bunkermu-
seums Wurzenpass/Kärn-
ten“ unter offensichtlichem
Amtsmissbrauch materiell
und ideell vernichten will?
Wie kann ein Minister vom
Primat der Politik sprechen –
wenn er gleichzeitig das
Recht auf freie Meinungsäu-
ßerung (und mehr) mit Fü-
ßen tritt? Weg mit diesem
Minister: ein Feind unseres
(sicher nicht seines) Bun-
desheeres und eine Schande
für einen pluralistischen
Rechtsstaat! Wenn Darabos
einen Restfunken von An-
stand hat, geht er von selbst.
Da ich davon nicht mehr
ausgehen kann: setzt ihn
endlich ab – weg mit ihm!

Mag. Andreas Scherer
9500 Villach

Offiziere müssen gehorchen
Der Verteidigungsminis-

ter hat die Entscheidung des
Verfassungsdienstes zur
Kenntnis genommen.

Nur es kann nicht sein,
dass die Offiziere die politi-
sche Linie im Heer vorge-
ben. Es gibt auch einen
Spruch: „Wer nicht gehor-
chen kann, kann auch keine
Befehle erteilen.“ So habe
ich es auch gelernt. Ich war
auch ein Uniformträger. Die
Offiziere im Heer sehen ihre

Posten gefährdet. Wenn es
nur mehr Häuptlinge gibt,
aber keine Soldaten, dann
läuft etwas schief. Und ge-
nau dies will der Minister
Darabos verändern. Ich be-
wundere seine Stärke, die er
hat und nicht umfällt. Seine
Art und seine Stärke sind der
richtige Weg.

Werner Malek
8700 Leoben

Volkbegehren
als erster Schritt

Flop ist das Ergebnis des
Bildungsvolksbegehrens
keiner. Rauschender Erfolg
aber auch nicht. Immerhin:
Fast 400.000 Menschen ha-
ben dokumentiert, dass sie
eine Verbesserung des Bil-
dungswesens für notwendig
erachten – und sie haben
dies trotz massiver Gegen-
propaganda, trotz stellen-
weise, z. B. teils widerrecht-
lich geschlossener Gemein-
deämter getan. Das selbstzu-
friedene Zurücklehnen der
Reformgegner ist also nicht
berechtigt. Respektabel ist
das Ergebnis auch deshalb,
weil das Volksbegehren FÜR
ein zeitgemäßes, am Wohl
der Schüler orientiertes Bil-
dungssystem eingetreten ist.
Man hätte auch negativ for-
mulieren können: GEGEN
die zu frühe Trennung der

Kinder, gegen die geringe
Wertschätzung der Arbeit in
den Kindergärten, gegen den
aufgeblähten Verwaltungs-
apparat, usw.

Auf den ersten Blick mag
das überdurchschnittliche
Ergebnis in bürgerlichen
Wiener Bezirken wie Döb-
ling (9,11 Prozent) oder In-
nere Stadt (27,95 Prozent)
überraschen. Ich vermute,
dass diesen Menschen der
Wert und Nutzen von Bil-
dung bewusst ist und dass
sie sich daher im Interesse
der (auch wirtschaftlichen)
Zukunft unseres Landes da-
für einsetzen, dass sich diese
Wertigkeit den Strukturen
und Inhalten des Bildungs-
systems abbildet.

Das Volksbegehren – und
das ist ein Erfolg, der sich
nicht in Zahlen messen lässt
– hat erreicht, dass das The-
ma Bildung hierzulande so
präsent ist wie nie zuvor. Wir
Unterstützer werden dafür
arbeiten, dass dies so bleibt.
In diesem Sinn: Ganz Öster-
reich muss Wien-Innere
Stadt werden!

Mag. Erwin Greiner
Wien

Kein Zugriff auf
DNA Daten

Sehr geehrter Herr Dr.
Brandstätter!

Ich schreibe Ihnen bezüg-
lich eines am 2. November
2011 im KURIER erschiene-
nen Artikels über das Ab-
kommen zum „Preventing
and Combating Serious
Crime (PCSC)“-Programm
mit dem Titel „USA: Zugriff
auf DNA Daten“.

Der Bericht impliziert,
dass das Abkommen der US-
Regierung Zugriff auf öster-
reichische DNA Datenban-
ken und andere umfangrei-
che Dateien erlaubt. Dies
entspricht nicht den Tatsa-
chen. Genauso wie die
PCSC-Abkommen der Verei-
nigten Staaten mit 20 euro-
päischen Ländern, erlaubt
das bilaterale PCSC-Abkom-
men der USA mit Österreich
keinem der beiden Staaten
Zugriff auf umfassende Da-
tensammlungen. Es ist es ein
bahnbrechender Vertrag,
der die Kooperation auf bila-
teraler Ebene für die Sicher-
heit der Menschen in Öster-

reich und den USA verbes-
sert, und der bei der korrek-
ten und prompten Identifi-
zierung von Kriminellen im
Reiseverkehr zwischen un-
seren beiden Ländern hilf-
reich sein wird.

Im Rahmen dieses Ab-
kommens werden in der nä-
heren Zukunft keinerlei
DNA-Daten weitergegeben.
Die amerikanischen DNA-
Datenschutzgesetze sind
um vieles restriktiver als die
in Europa, und die USA pla-
nen nicht, diese Gesetze zu
lockern. So lange kein wech-
selseitiger Zugriff möglich
ist, werden die Exekutivor-
gane Informationen nur von
Fall zu Fall weitergeben.

Außerdem gibt das PCSC-
System Daten, die über eine
„hit/no hit“ Meldung hin-
ausgehen, nicht weiter. Je-
der weitere Austausch von
Informationen durch die zu-
ständigen Behörden erfolgt
nur im Einklang mit den be-
treffenden Gesetzen des je-
weiligen Landes und im
Rahmen spezifischer Daten-
schutzbestimmungen. Das
heißt, ein Austausch bleibt
auf den betreffenden Fall, in
dem ermittelt wird, be-
grenzt.

Für die Menschen und für
die Regierung der USA sind
die Privatsphäre und der
Schutz persönlicher Daten
ein sehr wichtiges Anliegen.
Die österreichischen und
amerikanischen Verhandler
haben den PCSC-Wortlaut
sehr sorgfältig auf die EU
Prümer Verträge abge-
stimmt, und darauf geach-
tet, das Abkommen mit der
EU Praxis in Einklang zu
bringen.

Die Regierungen Öster-
reichs und der USA sind
überzeugt, dass ein solches
Abkommen die Sicherheit
der Menschen beider Länder
erhöht, und ich denke, in
diesem Lichte sollte es auch
dargestellt werden.

William C. Eacho
Botschafter der USA in Österreich

leser@kurier.at
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Der Primat der Politik – gezeichnete Wortspielerei von Michael Pammesberger

William C. Eacho ist seit 2009
Botschafter der USA

Diskurs über die Gemeinwohl-Ökonomie
VON CHRISTIAN FELBER
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Der „Globalisierungs-

kritik-kritische“ Päd-
agoge Michael Hörl

teilt aus: „Gemeinwohl-
Ökonomie bedeutet Armut,
Korruption und organisier-
ten Diebstahl.“ Helfen sol-
che Methoden, die Welt
auch nur ein bisschen besser
zu verstehen?

Zunächst die Fakten: Laut
einer Umfrage der Bertels-
mann-Stiftung wünschen
sich 88 Prozent der Men-
schen in Deutschland und
sogar 90 Prozent in Öster-
reich eine neue Wirtschafts-
ordnung. Die Wirtschaft soll
ökologischer werden, regio-
naler, sozialer, humaner und
die Verteilung gerechter. Der
Summenbegriff für diese

Werte: Gemeinwohl. In der
Verfassung Bayerns heißt es
deshalb seit 1946 in Art. 151:
„Die gesamte wirtschaftliche
Tätigkeit dient dem Gemein-
wohl.“

Widerspruch Allein die
Umsetzung ist bisher nicht
gelungen. Die ein Jahr junge
Bewegung der Gemeinwohl-
Ökonomie versucht, den
Widerspruch zwischen den
Werten der Gesellschaft
(Vertrauen, Wertschätzung,
Kooperation, gegenseitige
Hilfe, Verantwortung, Tei-

len) und jenen des
globalisierten Kapi-
talismus (Egoismus,
Gier, Geiz, Neid,
Rücksichtslosigkeit,
Verantwortungslo-
sigkeit) aufzulösen,
indem die Bezie-
hungswerte zu den
Leitprinzipien des Wirt-
schaftens werden. Dabei
hilft eine neue Erfolgsbilanz
für Unternehmen, die
Gemeinwohl-Bilanz, die
endlich das misst, was zählt:
die Qualität der Arbeitsplät-
ze, die Sinnhaftigkeit der

Produkte, die
Nachhaltigkeit
der Produktion,
Regionalität,
Gleichbezahlung
von Frauen und
Männern oder
Mitbestimmung.
Je besser, das

Gemeinwohlbilanz-Ergeb-
nis, desto geringere Steuern,
Zölle, Zinsen zahlen die
Unternehmen – ethische,
nachhaltige, langlebige Pro-
dukte werden billiger als
unfaire und nicht nachhalti-
ge Produkte.

Die Gemeinwohl-Ökono-
mie wird von täglich mehr
Personen und Unterneh-
men in Italien, Deutschland,
Österreich, der Schweiz und
Spanien partizipativ auf-
gebaut. Indem Michael Hörl
(Gastkommentar, KURIER, 7. 11. 2011,
Anm. d. Red.) die junge Initiative
– ohne jeden Beleg oder
auch nur ein Beispiel – mit
„Korruption“, „Diebstahl“
und „Kommunismus“ in
Verbindung bringt, geht es
ihm offenbar um Diffamie-
rung – und nicht um sachli-

che Diskussion oder
Erkenntnis.

Die Gemeinwohl-Ökono-
mie wird bis dato von 425
privaten Unternehmen
getragen und steht allen
offen. Worauf es ankommt,
ist das Ziel: Wie verhalte ich
mich gegenüber der Gesell-
schaft, die meine Existenz
ermöglicht? Wer verant-
wortlich, rücksichtsvoll und
ökologisch agiert, soll
belohnt werden. Egal, ob
öffentlich, privat oder
gemischt. Geld wird zum
Mittel, Gemeinwohl das Ziel.

Mag. Christian Felber ist Lektor an
der Wirtschaftsuniversität Wien und
Autor der „Gemeinwohl-Ökonomie“.


